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[Ort], den…[Datum]

Kein Hausbau ohne Bauplan: Startzeitpunkt der E-Rechnung auf den 1. Januar 2028 verschieben
Sehr geehrter Herr / sehr geehrte Frau [Name],
als Unternehmer in Ihrem Wahlkreis wende ich mich an Sie, weil mich die geplante Einführung der verpflichtenden elektronischen Rechnung (E-Rechnung) im Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen unmittelbar betrifft.
Ich unterstütze das Ziel, Rechnungen künftig elektronisch zu erstellen und zu verarbeiten. 
Das kann Abläufe vereinfachen, Papier sparen und Fehler vermeiden. Derzeit sollen Unternehmen mit mehr als 800.000 Euro Vorjahresumsatz ab dem 1. Januar 2027 
E-Rechnungen ausstellen müssen. Ab dem 1. Januar 2028 soll die Pflicht dann für fast alle Unternehmen gelten.
Aus meiner Sicht kommt die Pflicht zum 1. Januar 2027 zu früh. Viele praktische und technische Fragen sind noch offen. Wenn die Einführung jetzt überstürzt wird, drohen vermeidbare Probleme bei Unternehmen, Verwaltung und Softwareanbietern. Deshalb bitte ich Sie, sich für eine Verschiebung der E-Rechnungspflicht auf den 1. Januar 2028 einzusetzen.
1. Probleme in der Praxis
Schon heute gibt es in vielen Betrieben Probleme beim Empfang von E-Rechnungen. 
Eine Umfrage des Zentralverbands des Deutschen Handwerks zeigt: Rund zwei Drittel der befragten Handwerksbetriebe berichten von Schwierigkeiten.
Häufig lassen sich Rechnungen nicht richtig prüfen oder auslesen. Teilweise stimmt der Datensatz nicht mit der angehängten PDF-Datei überein. Für die Betriebe bedeutet das: Rechnungen müssen zurückgewiesen werden, Zahlungen verzögern sich und es entsteht zusätzlicher Aufwand.

2. Die technischen Grundlagen fehlen noch
Die Einführung der E-Rechnung erinnert mich derzeit an einen Hausbau ohne fertigen Bauplan. Wichtige technische Grundlagen liegen noch nicht vollständig vor. Die überarbeitete europäische Norm für E-Rechnungen wird voraussichtlich erst im zweiten Halbjahr 2026 veröffentlicht. Auch die genaue Zuordnung der steuerlichen Pflichtangaben zu den Feldern der E-Rechnung ist noch nicht verbindlich geklärt.
Solange dieser Bauplan fehlt, können Softwareanbieter ihre Programme nicht verlässlich anpassen. Und ohne funktionierende Software können Betriebe die neue Pflicht nicht rechtssicher erfüllen. Dies gilt ganz besonders für das Bauhandwerk, deren Rechnungen häufig spezielle Anforderungen erfüllen müssen, die sich bisher noch nicht reibungslos über die E-Rechnung abbilden lassen.
3. Warum eine Verschiebung sinnvoll ist
Ich halte die E-Rechnung grundsätzlich für sinnvoll. Aber eine zu frühe Pflicht würde aus einem guten Digitalisierungsprojekt schnell ein bürokratisches Problem machen. In meinem Betrieb kostet jeder zusätzliche Aufwand Zeit – Zeit, die ich lieber für Kunden, Aufträge und Umsatz einsetze. Klar ist: Auch kleinere Betriebe, die erst ab 2028 betroffen wären, schauen genau hin. Wenn schon bei größeren Unternehmen Probleme auftreten, wächst auch bei ihnen die Sorge vor einer schwierigen Umstellung. 
Eine Verschiebung auf den 1. Januar 2028 würde:
· Zeit schaffen, um die technischen Fragen zu klären,
· Softwareanbietern eine verlässliche Grundlage geben,
· Betrieben eine echte Test- und Umstellungsphase ermöglichen,
· verhindern, dass Unternehmen wegen technischer Fehler unnötige 
steuerliche Risiken tragen.
Eine solche Verschiebung würde die Einführung der E-Rechnung nicht infrage stellen. 
Sie würde nur dafür sorgen, dass sie in der Praxis funktioniert.
Ich bitte Sie daher herzlich, sich im Bundestag dafür einzusetzen, die E-Rechnungspflicht für Unternehmen mit mehr als 800.000 Euro Vorjahresumsatz auf den 1. Januar 2028 zu verschieben.
Für Rückfragen oder ein Gespräch stehe ich Ihnen gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
[Name des Unternehmers] [Firma] [Anschrift] [Kontakt]
